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 Kontrolle der zu wegweisenden Beschilderung an Ingenieurbauwerken 

Dienstanweisung 

 

 

 

Eine aktuelle Diskussion mit den Regierungspräsidien hat gezeigt, dass die Aufga-

benzuordnung bezüglich der Prüfung der Standsicherheit von Schildern und deren 

Befestigungsmaterial an Ingenieurbauwerken gemäß DIN 1076 – insbesondere an 

den Verkehrszeichenbrücken – derzeit nur bedingt sachgerecht ist. Vor diesem Hin-

tergrund ergeht nach Absprache mit den Regierungspräsidien die folgende Dienstan-

weisung: 

 

Sofern wegweisende Beschilderungen unmittelbar an Ingenieurbauwerken, für die 

gemäß DIN 1076 eine Bauwerksprüfung durchzuführen ist, angebracht sind, haben 

die Ingenieurinnen und Ingenieure der Bauwerksprüfung im Rahmen der regelmäßig 

durchzuführenden Hauptprüfungen und Einfachen Prüfungen die wegweisende Be-

schilderung einschließlich des Befestigungsmaterials im Hinblick auf die Sicherstel-

lung der Standsicherheit zu kontrollieren. Die Durchführung sowie die Ergebnisse die-

ser Kontrollen sind in geeigneter Form schriftlich zu dokumentieren. 

Diese Regelung tritt mit sofortiger Wirkung in Kraft. 

 

Die folgenden Hinweise sind zu beachten: 
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 Die in der Dienstanweisung (DA) für die Streckenwartung auf Bundes-, Landes- 

und Kreisstraßen (siehe Schreiben des Ministeriums für Umwelt und Verkehr vom 

19. November 2002; Az.: 62-3951.1/4) definierten Pflichten des Betriebsdienstes 

bleiben durch diese DA unberührt und bestehen weiterhin (siehe hierzu insbeson-

dere Ziffer 4 der DA für die Streckenwartung). 

 

 Die Kontrollen im Rahmen der Hauptprüfungen und Einfachen Prüfungen erfolgen 

außerhalb des Geltungsbereichs der DIN 1076 und beschränken sich auf die As-

pekte der Standsicherheit der Schilder und Befestigungselemente. Sie ergänzen 

insoweit die vom Betriebsdienst durchzuführenden Kontrollen. 

 

 Um eine sachgerechte Kontrolle vornehmen zu können, sind die Ingenieurinnen 

und Ingenieure der Bauwerksprüfung – insbesondere im Hinblick auf das Befesti-

gungsmaterial – auf geprüfte und freigegebene Ausführungsunterlagen angewie-

sen. Vor diesem Hintergrund haben die für die Ausführungsplanung der wegwei-

senden Beschilderung und deren Befestigungen zuständigen Betriebsreferate der 

Regierungspräsiden entsprechend geprüfte und freigegebene Unterlagen an die 

Ingenieurinnen und Ingenieure der Bauwerksprüfung zu übergeben. 

 

 Ist eine abschließende Beurteilung der Standsicherheit der wegweisenden Be-

schilderung oder deren Befestigungsmaterialien aufgrund fehlender Ausführungs-

unterlagen nicht möglich, so haben die Ingenieurinnen und Ingenieure der Bau-

werksprüfung dies gegenüber des im jeweiligen Regierungspräsidiums zuständi-

gen Betriebsreferats schriftlich anzuzeigen. Das zuständige Betriebsreferat hat die 

notwendigen Unterlagen zeitnah nachzureichen. 

 

Dieses Schreiben wird entsprechend der VwV Re-StB-BW vom 01. Juli 2008 in der 

„Liste der Regelwerke der Straßenbauverwaltung Baden-Württemberg“ im Internet 

und Intranetangebot der Abteilung 9, Landesstelle für Straßentechnik beim Regie-

rungspräsidium Tübingen unter der Ziffer 05.7 „Überwachung, Prüfung“ eingestellt. 

 

Vor dem Hintergrund, dass durch diese Dienstanweisung auch wegweisende Be-

schilderungen an den Bundes- und Landesstraßen berührt sind, werden die Regie-

rungspräsidien gebeten, die Straßenbauämter bei den Unteren Verwaltungsbehörden 

entsprechend zu informieren. 

 

gez. Klaiber




